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Sägen am Lehrstuhlbein
Sachsens LINKE will die »kleinen Könige« an den Hochschulen des Freistaates stürzen
Das Lehrstuhlprinzip gehört zu den
Grundfesten deutscher Hochschu-
len, steht aber seit Jahrzehnten
auch in der Kritik. Mit einem neuen
Gesetz wollen die LINKEN in Sach-
sen dieses Prinzip nun abschaffen.

Von Hendrik Lasch, Dresden

Der bundesdeutsche Wissenschaftsrat
verpackte die Kritik im Jahr 1967 in
eine vornehme Formulierung. Als
»monokratisches Direktorialprinzip«
bezeichnete er eine der Grundfesten
des bundesdeutschen Hochschulwe-
sens: die zentrale Rolle der Lehrstüh-
le für die Organisation des Wissen-
schaftsbetriebs. Ihre Inhaber, die be-
rufenen Professoren, können ein ei-
genes Budget verwalten, Mitarbeiter
anstellen und diesen für Forschung
und Lehre Weisungen erteilen. Sie
sind, sodeutet es die Formulierungdes
Wissenschaftsrates an, »kleine Köni-
ge« in ihrem eigenen Reich.
In Sachsen soll es diesen Königen

jetzt an den Kragen respektive die
Krone gehen. Die LINKE im Landtag
hat einen Entwurf für ein Hochschul-
gesetz vorgelegt, das das aktuelle,
2012 von CDU und FDP beschlossene
in vielen Punkten korrigieren würde.
So soll etwa ein Austritt aus der ver-
fassten Studierendenschaft nichtmehr
möglich sein; die Möglichkeit zur Er-
hebung von Studiengebühren entfie-
le; der aus Politik und Wirtschaft be-
setzte Hochschulrat, der eine macht-
volle Position etwa bei der Wahl des
Rektors hat, entfällt. Brisanteste
Punkte aber sind die Einführung ei-
ner Zivilklausel, die Forschung für mi-
litärische Zwecke beschränken würde
– und die Abschaffung der Lehrstüh-
le.
Diese sind eine Eigenheit der Hoch-

schulen im deutschsprachigen Raum
und verschafften deutschen Wissen-
schaftlern einst die Ressourcen für
Forschungen, die mit Nobelpreisen in
Physik und Chemie gewürdigt wur-
den. Inzwischen aber gilt das Prinzip
als »zentrale Systemschwäche« und

»das größte Reformhindernis der
deutschen Universität«, wie die
»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vor
einem Jahr schrieb. Die Schwäche tra-
ge dazu bei, dass Forschung ineffizi-
ent sei und Innovation behindert wer-
de, weil etwa talentierter Nachwuchs
nicht eigenständig arbeiten darf. 89
Prozent der Wissenschaftler an den
Universitäten sind einem Lehrstuhl-
inhaber unterstellt und an dessen
Weisungen gebunden.
Vor allem aber sorgt das System da-

für, dass der wissenschaftliche Nach-
wuchs oft im beruflichen »Nirwana«
landet. Falk Neubert, Hochschulex-
perte der sächsischen LINKEN, spricht
von einem »Karriere-Flaschenhals«.
Die Zahl wissenschaftlicher Mitarbei-
ter in Deutschland stieg seit 2002 von
121 000 auf 168 000, die meisten ha-
ben befristete Verträge. Von den

knapp 26 000 Professorenstellen wer-
den pro Jahr aber nur etwa 700 neu
besetzt. Für eine »Karriere mit dem
Ziel Professur«, schrieb im Jahr 2014
der Deutsche Wissenschaftsrat, hät-

ten sich in der letzten Dekade »die
Chancen deutlich verschlechtert«.
Auch von einer »Sackgasse« ist die Re-
de.
Der Wissenschaftsrat empfahl vor

drei Jahren deshalb neue Karriere-
wege, ging aber nicht so weit, die Bas-
tion Lehrstuhl zu schleifen. Das strebt

jetzt die LINKE in Sachsen an – und
sieht sich darin bestärkt durch Rü-
ckenwind aus den Universitäten
selbst, sagt Neubert. Vor allem der
akademische Mittelbau drängt auf
Reformen. Ein bundesweites »Netz-
werk für gute Arbeit in der Wissen-
schaft«, das Anfang diesen Jahres in
Leipzig gegründet wurde, hat die Er-
setzung des Lehrstuhlprinzips zu ei-
ner zentralen Forderung erhoben. Der
Initiative schwebt vor, was auch die
sächsische LINKE mit ihrem Gesetz
anstrebt: Departments nach dem Vor-
bild angelsächsischer Universitäten.
Sie würden statt der Professoren das
Geld verwalten und das Personal ein-
stellen. Rangunterschiede zwischen
Wissenschaftler gäbe es weiter, alle
Mitarbeiter wären jedoch gleichbe-
rechtigt – und die Zeit der kleine Lehr-
stuhl-Könige vorbei.

Auf dem Campus der Universität Leipzig, der ältesten Universität Sachsens Foto: imago/Harald Lange

Das System sorgt dafür,
dass der Nachwuchs
oft im beruflichen
»Nirwana« landet.

280 000 Euro versandet – Behörde wundert sich
Ganze sieben Tage war der Nothafen Darßer Ort nach der letzten Baggerung geöffnet, dann war erneut Schluss

Seit Jahren geht esHin undHer: Der
Darßer Nothafen in Mecklenburg-
Vorpommern, wichtig für Ret-
tungsdienste, muss immer wieder
ausgebaggert werden. Doch inzwi-
schen versandet er fast über Nacht.

Prerow. Nach der erneuten Sperrung
des Nothafens Darßer Ort will Meck-
lenburg-Vorpommerns Energieminis-
terium die Ursachen für die schnelle
Wiederversandung klären. Nach Vor-
lage der Ergebnisse dieser Untersu-
chungen sollen die entsprechenden
Schlussfolgerungen für das weitere
Vorgehen im Nothafen gezogen wer-
den, sagte eine Sprecherin des Minis-
teriums. Dazu will das Land unter an-
derem die aktuelle Tiefe nochmals
peilen lassen. Die erneute Versan-
dung so kurz nach Abschluss der Bag-
gerarbeiten habe das Ministerium
»verwundert«.
Der Nothafen war erst am 9. Mai

wieder freigegeben worden, nachdem
die Fahrrinne für 280 000 Euro vom
Land ausgebaggert worden war. Am
16. Mai musste der Hafen erneut ge-
sperrt werden. Damit können See-
notkreuzer, für die der Nothafen ge-

dacht ist, dort nicht mehr anlegen.
Trotz der zügigen Wiederversandung
will das Land den Nothafen bis zur In-
betriebnahme des geplanten Inselha-
fens bei Prerow offenhalten und wei-
ter ausbaggern. Das Ministerium kün-
digte an, beim Nationalparkamt Vor-
pommern kurzfristig eine erneute
Ausbaggerung beantragen zu wollen,

soweit es sich als notwendig erweisen
sollte. Nach Angaben des Wasser- und
Schifffahrtsamtes Stralsund ist die
Fahrrinne auf der gesamten Breite
versandet. Schon Ende letzter Woche
habe sich die Entwicklung beim Ver-
legen der Tonnen angedeutet, sagte
ein Sprecher. Das Fahrwasser habe
normalerweise eine Tiefe von drei

Metern, diese habe sich inzwischen
bereits wieder auf etwa die Hälfte re-
duziert. Ursache sei offenbar ein star-
ker Sedimenteintrieb von natürlichen
Ablagerungen am Darß, die immer
mächtiger werde. Es habe keine ext-
reme Witterungssituation gegeben,
die diesen Sedimenteintrag erklären
könne, sagte der Amts-Sprecher. »Of-
fenbar ist es immer schwieriger, ge-
gen die Natur anzukämpfen.«
Bei der letzten Baggerung wurden

32 000 Kubikmeter Sand aus der
Fahrrinne entfernt. Der Nothafen
liegt mitten in der Kernzone des Na-
tionalparks Vorpommersche Bod-
denlandschaft, die Zufahrt versandet
regelmäßig. Deshalb ist ein Ersatz-
hafen geplant. Prerows Bürgermeis-
ter René Roloff (parteilos) sagte je-
doch dieser Tage, es gebe beim The-
ma Hafenbau aktuell keine Fort-
schritte. Die Gemeinde warte auf ein
Gutachten des Umweltministeriums,
in dem die Beschaffenheit der See-
brücke beurteilt werden soll. Frühe-
ren Planungen zufolge soll der zwölf
Millionen Euro teure Hafenneubau
den Nothafen ersetzen. Der Bau soll
bis 2019/20 beendet sein. dpa/nd

Wichtig für Seenotkreuzer: der Darßer Nothafen Foto: dpa/Bernd Wüstneck

Richter tadeln
Präsidenten
des Landtags
Schleswig-Holstein: Erfolg
für scheidende Piraten

Von Dieter Hanisch, Kiel

Genugtuung für den scheidenden
Piratenabgeordneten Patrick
Breyer und Schlappe für den bis-
herigen Landtagspräsidenten
Schleswig-Holsteins, Klaus Schlie
(CDU): Das Landesverfassungsge-
richt in Schleswig hat festgestellt,
dass ein gegen den Piraten ver-
hängter Ordnungsruf nicht hätte
erfolgen dürfen. Die Entscheidung
fiel mit 6:1 Richterstimmen.
Fraktionschef Breyer sah in ei-

ner Plenarsitzung im Dezember
2016, bei der es um die ergän-
zende Besetzung des Landesrech-
nungshofes ging, seine parlamen-
tarischen Rechte beschnitten.
Streitpunkt war die Auslegung der
parlamentarischen Geschäftsord-
nung. Breyer wollte sein Abstim-
mungsverhalten in einem zugege-
benermaßen über ein Kurzstate-
ment hinausgehenden persönli-
chen Wortbeitrag begründen.
Schlie unterstellte ihm, er würde
entgegen der Vereinbarung im Äl-
testenrat zur Sache sprechen und
reagierte mit einem Ordnungsruf.
Breyer nannte die Maßregelung
einen »Maulkorb«, der gegen ihn
verhängt wurde. Der Abgeordne-
te, selbst Jurist, erbost: »Ich lasse
mir den Mund nicht verbieten!«
Nach einem gescheitertem Ein-
spruch gegen den Ordnungsruf
klagte er – ein in der schleswig-
holsteinischen Parlamentsge-
schichte bislang einmaliger Vor-
gang.
Die Piraten hatten sich in der

fraglichen Landtagssitzung als
einzige Fraktion gegen eine unter
den anderen Parteien ausgehan-
delte Stellenbesetzung beim Lan-
desrechnungshof gewandt, für die
es keine öffentliche Stellenaus-
schreibung gegeben hatte. Sie
sprachen in diesem Zusammen-
hang von »Postenschacherei«, bei
der es nicht um Eignung und Qua-
lifikation gehe. Breyer hält fest:
»Spitzenjobs bei Landesrech-
nungshof und Landesverfassungs-
gericht dürfen keine aufzuteilende
Beute der Parteien sein, denn sie
sollen Regierung und Parlament
gerade kontrollieren.«
Im Februar hatte Schlie in der

Landtagsdebatte um die Beset-
zung des Landesverfassungsge-
richts Breyer das Wort entzogen.
Dessen diesbezügliche Klage wur-
de vom höchsten Gericht des Lan-
des noch nicht entschieden.

NACHRICHTEN

Gewerkschaft:
West-Grenze in NRW
fast unbewacht
Aachen. Die Bundespolizei über-
wacht nach Gewerkschaftsanga-
ben mangels Personal kaum noch
die Grenze im Westen Nordrhein-
Westfalens. Von den etwas mehr
als 300 Stellen der zuständigen
Dienststelle in Aachen sei nur et-
wa die Hälfte besetzt, sagte der
Vorstand der Gewerkschaft der
Polizei für die Bundespolizei, Arnd
Krummen, am Donnerstag. Bun-
desweit sei die Situation nirgend-
wo so extrem wie in Aachen. »Die
Präventionsarbeit an der Grenze
können wir so gut wie nicht mehr
wahrnehmen«, sagte der Gewerk-
schafter. Kriminelle Banden
könnten etwa bei den Wohnungs-
einbrüchen oder Waffenhandel
ungehindert agieren. Die »Rhei-
nische Post« hatte zuvor berich-
tet. Zudem sei ein Teil der Aa-
chener Polizisten wegen Flücht-
lings-Aufgaben an die österreichi-
sche Grenze abgeordnet, obwohl
sich die Lage dort entschärft ha-
be. Das verbleibende Personal in
Aachen sei mit Aufgaben im Zu-
sammenhang mit Migration so gut
wie ausgelastet. Die Aachener
Bundespolizei ist zuständig für
knapp 200 Kilometer Grenze zu
Deutschland und Belgien mit über
30 Grenzübergängen und zwei
Autobahnen. dpa/nd

Geld für Mediziner in spe –
falls sie aufs Land gehen
Schwerin. Mit einem Stipendium
fürMedizinstudenten inHöhe von
300 Euro monatlich will Meck-
lenburg-Vorpommern den Ärzte-
mangel auf dem Land bekämp-
fen. Der Zuschuss soll ab dem
kommenden Wintersemester ge-
währt werden, wie ein Sprecher
von Gesundheitsminister Harry
Glawe (CDU) am Donnerstag in
Schwerin sagte. Voraussetzung
sei, dass sie sich verpflichten,
nach ihrem Studium im ländli-
chen Raum als Hausarzt, Fach-
arzt oder im öffentlichen Gesund-
heitsdienst zu arbeiten. Das Mi-
nisterium will für das Stipendi-
enprogramm in den nächsten fünf
Jahren eine Million Euro zur Ver-
fügung stellen. Zuerst hatte der
NDR berichtet. Ob die Studenten
Sanktionen fürchten müssen,
wenn sie sich am Ende doch an-
ders entscheiden, ist laut NDR
noch offen. dpa/nd

Leere Ministerbänke
sorgen für Pause
Schwerin. Gähnende Leere auf
den Ministerbänken im Schweri-
ner Landtag hat am Donnerstag
für eine unplanmäßige Mittags-
pause der Abgeordneten gesorgt.
Als Bildungsministerin Birgit
Hesse (SPD) im Parlament zum
Niederdeutsch-Antrag der AfD
sprach, war keiner ihrer Kabi-
nettskollegen mehr im Saal. Da-
raufhin forderte Parlaments-Vi-
zepräsidentin Beate Schlupp die
Regierungsmitglieder auf, unver-
züglich ihre Plätze einzunehmen.
Ohne Erfolg. Nach einer Bera-
tung des Ältestenrats wurde da-
raufhin die Sitzung für knapp ei-
ne Stunde unterbrochen. Am
Vormittag hatte der Landtag be-
schlossen, dass In Mecklenburg-
Vorpommern bis zum 30. Jah-
restag des Mauerfalls ein Ge-
dächtnisort für die friedliche Re-
volution in der DDR entstehen
soll. dpa/nd

Kontrollen gegen Nutzung
von Handys am Lenkrad
München. Bayerns Verkehrsmi-
nister Joachim Herrmann hat
strengere Kontrollen gegen Ab-
lenkung im Straßenverkehr an-
gekündigt. Im Mai sollten Poli-
zisten schwerpunktmäßig darauf
achten, ob jemand etwa am Steu-
er per Handy seine Emails abrufe
oder eine SMS tippe. »Auch wenn
sich das nachträglich oftmals
nicht mehr nachweisen lässt: Wir
gehen bei vielen Verkehrsunfäl-
len davon aus, dass die Fahrer ab-
gelenkt waren, beispielsweise
durch ein Smartphone« sagte
Herrmann. dpa/nd

RANDGESCHEHEN DER WOCHE

Westerwälder darf nicht
James Bond heißen
Koblenz. Ein Westerwälder ist mit
seiner Klage für die Änderung seines
Namens auf »James Bond« geschei-
tert – das Verwaltungsgericht Kob-
lenz wies sie ab. Er hatte die Na-
mensänderung zuvor vergeblich bei
seiner Verbandsgemeinde Bad Ma-
rienberg beantragt. Daraufhin erhob
er Klage: Mehrere Ärzte hätten die
Namensänderung befürwortet. Das
Gericht urteilte dagegen, eine Än-

derung des Vor- und Familienna-
mens in James Bond wegen ange-
führter familiärer Probleme sei nicht
gerechtfertigt. Der Kläger habe nicht
nachvollziehbar erklärt, dass der Fa-
milienkrach mit einem anderen Na-
men beigelegt werden könnte.
dpa/nd

Ganz wichtig: Immer schön
mit Licht am Rad fahren!
Hamm. Ein gesuchter Räuber ist ohne
Licht am Rad von der Polizei gestoppt

und direkt ins Gefängnis gebracht
worden. Der 28-Jährige war wegen
schweren Raubes zu über drei Jahren
Haft verurteilt worden, wie die Poli-
zei in Hamm (NRW) mitteilte. Zum
Haftantritt erschien er jedoch nicht
und wurde seitdem per Haftbefehl ge-
sucht. Als die Beamten den Radler in
dieser Woche abends wegen des feh-
lenden Lichts kontrollierten, erkann-
ten sie den Verurteilten und brachten
ihn hinter Gitter. Ob der Mann nun
auch wegen Radfahrens ohne Licht
belangt wird, blieb offen. dpa/nd

Ein wahrer Meister
des Versteckspiels
Kaiserslautern. Beim Versteckspiel an
seinem Geburtstag hat ein Vierjähri-
ger einen Polizeieinsatz ausgelöst. Der
Junge hat sich laut Polizei imHaus der
Familie im pfälzischen Enkenbach-Al-
senborn perfekt versteckt und auf Ru-
fe der Eltern nichtmehr reagiert. Nach
einer halben Stunde alarmierten die-
se die Polizei. Als die Beamten ein-
trafen, aß der Kleine jedoch mit der
Familie Geburtstagskuchen. dpa/nd

Mindestdistanz
bei Windparks
bleibt
Schwerin. Der Bau weiterer
Windparks wird in Mecklenburg-
Vorpommern nicht durch stren-
gere Abstandsregeln einge-
schränkt. Die AfD fand am Don-
nerstag im Landtag in Schwerin
für ihre Forderung keine Unter-
stützung, den Mindestabstand
zwischen sogenannten Windeig-
nungsgebieten von 2,5 auf fünf
Kilometer zu verdoppeln und da-
mit »die Verspargelung der Land-
schaft« zu mindern.
Eine solche Vorgabe würde den

Ausbau der Windkraftnutzung im
Nordosten nahezu unmöglich ma-
chen und den Erfolg der Energie-
wende gefährden, sagte Energie-
minister Christian Pegel (SPD).
»Die Energiewende aber ist be-
schlossene Sache und die große
Mehrheit in Deutschland steht
hinter dieser Entscheidung«, be-
tonte der Minister. Die entschei-
denden Ziele seien dabei der Aus-
stieg aus der Kernkraft-Nutzung
und ein wirksamer Klimaschutz
durch schrittweisen Verzicht auf
Kohlekraftwerke.
Nach Pegels Angaben gelten

die Abstände von 2,5 Kilometern
als Empfehlung. Die Entschei-
dungen würden aber jeweils in
den vier regionalen Planungsver-
bänden getroffen. dpa/nd
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Fahrrinne entfernt. Der Nothafen
liegt mitten in der Kernzone des Na-
tionalparks Vorpommersche Bod-
denlandschaft, die Zufahrt versandet
regelmäßig. Deshalb ist ein Ersatz-
hafen geplant. Prerows Bürgermeis-
ter René Roloff (parteilos) sagte je-
doch dieser Tage, es gebe beim The-
ma Hafenbau aktuell keine Fort-
schritte. Die Gemeinde warte auf ein
Gutachten des Umweltministeriums,
in dem die Beschaffenheit der See-
brücke beurteilt werden soll. Frühe-
ren Planungen zufolge soll der zwölf
Millionen Euro teure Hafenneubau
den Nothafen ersetzen. Der Bau soll
bis 2019/20 beendet sein. dpa/nd

Wichtig für Seenotkreuzer: der Darßer Nothafen Foto: dpa/Bernd Wüstneck

Richter tadeln
Präsidenten
des Landtags
Schleswig-Holstein: Erfolg
für scheidende Piraten

Von Dieter Hanisch, Kiel

Genugtuung für den scheidenden
Piratenabgeordneten Patrick
Breyer und Schlappe für den bis-
herigen Landtagspräsidenten
Schleswig-Holsteins, Klaus Schlie
(CDU): Das Landesverfassungsge-
richt in Schleswig hat festgestellt,
dass ein gegen den Piraten ver-
hängter Ordnungsruf nicht hätte
erfolgen dürfen. Die Entscheidung
fiel mit 6:1 Richterstimmen.
Fraktionschef Breyer sah in ei-

ner Plenarsitzung im Dezember
2016, bei der es um die ergän-
zende Besetzung des Landesrech-
nungshofes ging, seine parlamen-
tarischen Rechte beschnitten.
Streitpunkt war die Auslegung der
parlamentarischen Geschäftsord-
nung. Breyer wollte sein Abstim-
mungsverhalten in einem zugege-
benermaßen über ein Kurzstate-
ment hinausgehenden persönli-
chen Wortbeitrag begründen.
Schlie unterstellte ihm, er würde
entgegen der Vereinbarung im Äl-
testenrat zur Sache sprechen und
reagierte mit einem Ordnungsruf.
Breyer nannte die Maßregelung
einen »Maulkorb«, der gegen ihn
verhängt wurde. Der Abgeordne-
te, selbst Jurist, erbost: »Ich lasse
mir den Mund nicht verbieten!«
Nach einem gescheitertem Ein-
spruch gegen den Ordnungsruf
klagte er – ein in der schleswig-
holsteinischen Parlamentsge-
schichte bislang einmaliger Vor-
gang.
Die Piraten hatten sich in der

fraglichen Landtagssitzung als
einzige Fraktion gegen eine unter
den anderen Parteien ausgehan-
delte Stellenbesetzung beim Lan-
desrechnungshof gewandt, für die
es keine öffentliche Stellenaus-
schreibung gegeben hatte. Sie
sprachen in diesem Zusammen-
hang von »Postenschacherei«, bei
der es nicht um Eignung und Qua-
lifikation gehe. Breyer hält fest:
»Spitzenjobs bei Landesrech-
nungshof und Landesverfassungs-
gericht dürfen keine aufzuteilende
Beute der Parteien sein, denn sie
sollen Regierung und Parlament
gerade kontrollieren.«
Im Februar hatte Schlie in der

Landtagsdebatte um die Beset-
zung des Landesverfassungsge-
richts Breyer das Wort entzogen.
Dessen diesbezügliche Klage wur-
de vom höchsten Gericht des Lan-
des noch nicht entschieden.

NACHRICHTEN

Gewerkschaft:
West-Grenze in NRW
fast unbewacht
Aachen. Die Bundespolizei über-
wacht nach Gewerkschaftsanga-
ben mangels Personal kaum noch
die Grenze im Westen Nordrhein-
Westfalens. Von den etwas mehr
als 300 Stellen der zuständigen
Dienststelle in Aachen sei nur et-
wa die Hälfte besetzt, sagte der
Vorstand der Gewerkschaft der
Polizei für die Bundespolizei, Arnd
Krummen, am Donnerstag. Bun-
desweit sei die Situation nirgend-
wo so extrem wie in Aachen. »Die
Präventionsarbeit an der Grenze
können wir so gut wie nicht mehr
wahrnehmen«, sagte der Gewerk-
schafter. Kriminelle Banden
könnten etwa bei den Wohnungs-
einbrüchen oder Waffenhandel
ungehindert agieren. Die »Rhei-
nische Post« hatte zuvor berich-
tet. Zudem sei ein Teil der Aa-
chener Polizisten wegen Flücht-
lings-Aufgaben an die österreichi-
sche Grenze abgeordnet, obwohl
sich die Lage dort entschärft ha-
be. Das verbleibende Personal in
Aachen sei mit Aufgaben im Zu-
sammenhang mit Migration so gut
wie ausgelastet. Die Aachener
Bundespolizei ist zuständig für
knapp 200 Kilometer Grenze zu
Deutschland und Belgien mit über
30 Grenzübergängen und zwei
Autobahnen. dpa/nd

Geld für Mediziner in spe –
falls sie aufs Land gehen
Schwerin. Mit einem Stipendium
fürMedizinstudenten inHöhe von
300 Euro monatlich will Meck-
lenburg-Vorpommern den Ärzte-
mangel auf dem Land bekämp-
fen. Der Zuschuss soll ab dem
kommenden Wintersemester ge-
währt werden, wie ein Sprecher
von Gesundheitsminister Harry
Glawe (CDU) am Donnerstag in
Schwerin sagte. Voraussetzung
sei, dass sie sich verpflichten,
nach ihrem Studium im ländli-
chen Raum als Hausarzt, Fach-
arzt oder im öffentlichen Gesund-
heitsdienst zu arbeiten. Das Mi-
nisterium will für das Stipendi-
enprogramm in den nächsten fünf
Jahren eine Million Euro zur Ver-
fügung stellen. Zuerst hatte der
NDR berichtet. Ob die Studenten
Sanktionen fürchten müssen,
wenn sie sich am Ende doch an-
ders entscheiden, ist laut NDR
noch offen. dpa/nd

Leere Ministerbänke
sorgen für Pause
Schwerin. Gähnende Leere auf
den Ministerbänken im Schweri-
ner Landtag hat am Donnerstag
für eine unplanmäßige Mittags-
pause der Abgeordneten gesorgt.
Als Bildungsministerin Birgit
Hesse (SPD) im Parlament zum
Niederdeutsch-Antrag der AfD
sprach, war keiner ihrer Kabi-
nettskollegen mehr im Saal. Da-
raufhin forderte Parlaments-Vi-
zepräsidentin Beate Schlupp die
Regierungsmitglieder auf, unver-
züglich ihre Plätze einzunehmen.
Ohne Erfolg. Nach einer Bera-
tung des Ältestenrats wurde da-
raufhin die Sitzung für knapp ei-
ne Stunde unterbrochen. Am
Vormittag hatte der Landtag be-
schlossen, dass In Mecklenburg-
Vorpommern bis zum 30. Jah-
restag des Mauerfalls ein Ge-
dächtnisort für die friedliche Re-
volution in der DDR entstehen
soll. dpa/nd

Kontrollen gegen Nutzung
von Handys am Lenkrad
München. Bayerns Verkehrsmi-
nister Joachim Herrmann hat
strengere Kontrollen gegen Ab-
lenkung im Straßenverkehr an-
gekündigt. Im Mai sollten Poli-
zisten schwerpunktmäßig darauf
achten, ob jemand etwa am Steu-
er per Handy seine Emails abrufe
oder eine SMS tippe. »Auch wenn
sich das nachträglich oftmals
nicht mehr nachweisen lässt: Wir
gehen bei vielen Verkehrsunfäl-
len davon aus, dass die Fahrer ab-
gelenkt waren, beispielsweise
durch ein Smartphone« sagte
Herrmann. dpa/nd

RANDGESCHEHEN DER WOCHE

Westerwälder darf nicht
James Bond heißen
Koblenz. Ein Westerwälder ist mit
seiner Klage für die Änderung seines
Namens auf »James Bond« geschei-
tert – das Verwaltungsgericht Kob-
lenz wies sie ab. Er hatte die Na-
mensänderung zuvor vergeblich bei
seiner Verbandsgemeinde Bad Ma-
rienberg beantragt. Daraufhin erhob
er Klage: Mehrere Ärzte hätten die
Namensänderung befürwortet. Das
Gericht urteilte dagegen, eine Än-

derung des Vor- und Familienna-
mens in James Bond wegen ange-
führter familiärer Probleme sei nicht
gerechtfertigt. Der Kläger habe nicht
nachvollziehbar erklärt, dass der Fa-
milienkrach mit einem anderen Na-
men beigelegt werden könnte.
dpa/nd

Ganz wichtig: Immer schön
mit Licht am Rad fahren!
Hamm. Ein gesuchter Räuber ist ohne
Licht am Rad von der Polizei gestoppt

und direkt ins Gefängnis gebracht
worden. Der 28-Jährige war wegen
schweren Raubes zu über drei Jahren
Haft verurteilt worden, wie die Poli-
zei in Hamm (NRW) mitteilte. Zum
Haftantritt erschien er jedoch nicht
und wurde seitdem per Haftbefehl ge-
sucht. Als die Beamten den Radler in
dieser Woche abends wegen des feh-
lenden Lichts kontrollierten, erkann-
ten sie den Verurteilten und brachten
ihn hinter Gitter. Ob der Mann nun
auch wegen Radfahrens ohne Licht
belangt wird, blieb offen. dpa/nd

Ein wahrer Meister
des Versteckspiels
Kaiserslautern. Beim Versteckspiel an
seinem Geburtstag hat ein Vierjähri-
ger einen Polizeieinsatz ausgelöst. Der
Junge hat sich laut Polizei imHaus der
Familie im pfälzischen Enkenbach-Al-
senborn perfekt versteckt und auf Ru-
fe der Eltern nichtmehr reagiert. Nach
einer halben Stunde alarmierten die-
se die Polizei. Als die Beamten ein-
trafen, aß der Kleine jedoch mit der
Familie Geburtstagskuchen. dpa/nd

Mindestdistanz
bei Windparks
bleibt
Schwerin. Der Bau weiterer
Windparks wird in Mecklenburg-
Vorpommern nicht durch stren-
gere Abstandsregeln einge-
schränkt. Die AfD fand am Don-
nerstag im Landtag in Schwerin
für ihre Forderung keine Unter-
stützung, den Mindestabstand
zwischen sogenannten Windeig-
nungsgebieten von 2,5 auf fünf
Kilometer zu verdoppeln und da-
mit »die Verspargelung der Land-
schaft« zu mindern.
Eine solche Vorgabe würde den

Ausbau der Windkraftnutzung im
Nordosten nahezu unmöglich ma-
chen und den Erfolg der Energie-
wende gefährden, sagte Energie-
minister Christian Pegel (SPD).
»Die Energiewende aber ist be-
schlossene Sache und die große
Mehrheit in Deutschland steht
hinter dieser Entscheidung«, be-
tonte der Minister. Die entschei-
denden Ziele seien dabei der Aus-
stieg aus der Kernkraft-Nutzung
und ein wirksamer Klimaschutz
durch schrittweisen Verzicht auf
Kohlekraftwerke.
Nach Pegels Angaben gelten

die Abstände von 2,5 Kilometern
als Empfehlung. Die Entschei-
dungen würden aber jeweils in
den vier regionalen Planungsver-
bänden getroffen. dpa/nd
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Sägen am Lehrstuhlbein
Sachsens LINKE will die »kleinen Könige« an den Hochschulen des Freistaates stürzen
Das Lehrstuhlprinzip gehört zu den
Grundfesten deutscher Hochschu-
len, steht aber seit Jahrzehnten
auch in der Kritik. Mit einem neuen
Gesetz wollen die LINKEN in Sach-
sen dieses Prinzip nun abschaffen.

Von Hendrik Lasch, Dresden

Der bundesdeutsche Wissenschaftsrat
verpackte die Kritik im Jahr 1967 in
eine vornehme Formulierung. Als
»monokratisches Direktorialprinzip«
bezeichnete er eine der Grundfesten
des bundesdeutschen Hochschulwe-
sens: die zentrale Rolle der Lehrstüh-
le für die Organisation des Wissen-
schaftsbetriebs. Ihre Inhaber, die be-
rufenen Professoren, können ein ei-
genes Budget verwalten, Mitarbeiter
anstellen und diesen für Forschung
und Lehre Weisungen erteilen. Sie
sind, sodeutet es die Formulierungdes
Wissenschaftsrates an, »kleine Köni-
ge« in ihrem eigenen Reich.
In Sachsen soll es diesen Königen

jetzt an den Kragen respektive die
Krone gehen. Die LINKE im Landtag
hat einen Entwurf für ein Hochschul-
gesetz vorgelegt, das das aktuelle,
2012 von CDU und FDP beschlossene
in vielen Punkten korrigieren würde.
So soll etwa ein Austritt aus der ver-
fassten Studierendenschaft nichtmehr
möglich sein; die Möglichkeit zur Er-
hebung von Studiengebühren entfie-
le; der aus Politik und Wirtschaft be-
setzte Hochschulrat, der eine macht-
volle Position etwa bei der Wahl des
Rektors hat, entfällt. Brisanteste
Punkte aber sind die Einführung ei-
ner Zivilklausel, die Forschung für mi-
litärische Zwecke beschränken würde
– und die Abschaffung der Lehrstüh-
le.
Diese sind eine Eigenheit der Hoch-

schulen im deutschsprachigen Raum
und verschafften deutschen Wissen-
schaftlern einst die Ressourcen für
Forschungen, die mit Nobelpreisen in
Physik und Chemie gewürdigt wur-
den. Inzwischen aber gilt das Prinzip
als »zentrale Systemschwäche« und

»das größte Reformhindernis der
deutschen Universität«, wie die
»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vor
einem Jahr schrieb. Die Schwäche tra-
ge dazu bei, dass Forschung ineffizi-
ent sei und Innovation behindert wer-
de, weil etwa talentierter Nachwuchs
nicht eigenständig arbeiten darf. 89
Prozent der Wissenschaftler an den
Universitäten sind einem Lehrstuhl-
inhaber unterstellt und an dessen
Weisungen gebunden.
Vor allem aber sorgt das System da-

für, dass der wissenschaftliche Nach-
wuchs oft im beruflichen »Nirwana«
landet. Falk Neubert, Hochschulex-
perte der sächsischen LINKEN, spricht
von einem »Karriere-Flaschenhals«.
Die Zahl wissenschaftlicher Mitarbei-
ter in Deutschland stieg seit 2002 von
121 000 auf 168 000, die meisten ha-
ben befristete Verträge. Von den

knapp 26 000 Professorenstellen wer-
den pro Jahr aber nur etwa 700 neu
besetzt. Für eine »Karriere mit dem
Ziel Professur«, schrieb im Jahr 2014
der Deutsche Wissenschaftsrat, hät-

ten sich in der letzten Dekade »die
Chancen deutlich verschlechtert«.
Auch von einer »Sackgasse« ist die Re-
de.
Der Wissenschaftsrat empfahl vor

drei Jahren deshalb neue Karriere-
wege, ging aber nicht so weit, die Bas-
tion Lehrstuhl zu schleifen. Das strebt

jetzt die LINKE in Sachsen an – und
sieht sich darin bestärkt durch Rü-
ckenwind aus den Universitäten
selbst, sagt Neubert. Vor allem der
akademische Mittelbau drängt auf
Reformen. Ein bundesweites »Netz-
werk für gute Arbeit in der Wissen-
schaft«, das Anfang diesen Jahres in
Leipzig gegründet wurde, hat die Er-
setzung des Lehrstuhlprinzips zu ei-
ner zentralen Forderung erhoben. Der
Initiative schwebt vor, was auch die
sächsische LINKE mit ihrem Gesetz
anstrebt: Departments nach dem Vor-
bild angelsächsischer Universitäten.
Sie würden statt der Professoren das
Geld verwalten und das Personal ein-
stellen. Rangunterschiede zwischen
Wissenschaftler gäbe es weiter, alle
Mitarbeiter wären jedoch gleichbe-
rechtigt – und die Zeit der kleine Lehr-
stuhl-Könige vorbei.

Auf dem Campus der Universität Leipzig, der ältesten Universität Sachsens Foto: imago/Harald Lange

Das System sorgt dafür,
dass der Nachwuchs
oft im beruflichen
»Nirwana« landet.

280 000 Euro versandet – Behörde wundert sich
Ganze sieben Tage war der Nothafen Darßer Ort nach der letzten Baggerung geöffnet, dann war erneut Schluss

Seit Jahren geht esHin undHer: Der
Darßer Nothafen in Mecklenburg-
Vorpommern, wichtig für Ret-
tungsdienste, muss immer wieder
ausgebaggert werden. Doch inzwi-
schen versandet er fast über Nacht.

Prerow. Nach der erneuten Sperrung
des Nothafens Darßer Ort will Meck-
lenburg-Vorpommerns Energieminis-
terium die Ursachen für die schnelle
Wiederversandung klären. Nach Vor-
lage der Ergebnisse dieser Untersu-
chungen sollen die entsprechenden
Schlussfolgerungen für das weitere
Vorgehen im Nothafen gezogen wer-
den, sagte eine Sprecherin des Minis-
teriums. Dazu will das Land unter an-
derem die aktuelle Tiefe nochmals
peilen lassen. Die erneute Versan-
dung so kurz nach Abschluss der Bag-
gerarbeiten habe das Ministerium
»verwundert«.
Der Nothafen war erst am 9. Mai

wieder freigegeben worden, nachdem
die Fahrrinne für 280 000 Euro vom
Land ausgebaggert worden war. Am
16. Mai musste der Hafen erneut ge-
sperrt werden. Damit können See-
notkreuzer, für die der Nothafen ge-

dacht ist, dort nicht mehr anlegen.
Trotz der zügigen Wiederversandung
will das Land den Nothafen bis zur In-
betriebnahme des geplanten Inselha-
fens bei Prerow offenhalten und wei-
ter ausbaggern. Das Ministerium kün-
digte an, beim Nationalparkamt Vor-
pommern kurzfristig eine erneute
Ausbaggerung beantragen zu wollen,

soweit es sich als notwendig erweisen
sollte. Nach Angaben des Wasser- und
Schifffahrtsamtes Stralsund ist die
Fahrrinne auf der gesamten Breite
versandet. Schon Ende letzter Woche
habe sich die Entwicklung beim Ver-
legen der Tonnen angedeutet, sagte
ein Sprecher. Das Fahrwasser habe
normalerweise eine Tiefe von drei

Metern, diese habe sich inzwischen
bereits wieder auf etwa die Hälfte re-
duziert. Ursache sei offenbar ein star-
ker Sedimenteintrieb von natürlichen
Ablagerungen am Darß, die immer
mächtiger werde. Es habe keine ext-
reme Witterungssituation gegeben,
die diesen Sedimenteintrag erklären
könne, sagte der Amts-Sprecher. »Of-
fenbar ist es immer schwieriger, ge-
gen die Natur anzukämpfen.«
Bei der letzten Baggerung wurden

32 000 Kubikmeter Sand aus der
Fahrrinne entfernt. Der Nothafen
liegt mitten in der Kernzone des Na-
tionalparks Vorpommersche Bod-
denlandschaft, die Zufahrt versandet
regelmäßig. Deshalb ist ein Ersatz-
hafen geplant. Prerows Bürgermeis-
ter René Roloff (parteilos) sagte je-
doch dieser Tage, es gebe beim The-
ma Hafenbau aktuell keine Fort-
schritte. Die Gemeinde warte auf ein
Gutachten des Umweltministeriums,
in dem die Beschaffenheit der See-
brücke beurteilt werden soll. Frühe-
ren Planungen zufolge soll der zwölf
Millionen Euro teure Hafenneubau
den Nothafen ersetzen. Der Bau soll
bis 2019/20 beendet sein. dpa/nd

Wichtig für Seenotkreuzer: der Darßer Nothafen Foto: dpa/Bernd Wüstneck

Richter tadeln
Präsidenten
des Landtags
Schleswig-Holstein: Erfolg
für scheidende Piraten

Von Dieter Hanisch, Kiel

Genugtuung für den scheidenden
Piratenabgeordneten Patrick
Breyer und Schlappe für den bis-
herigen Landtagspräsidenten
Schleswig-Holsteins, Klaus Schlie
(CDU): Das Landesverfassungsge-
richt in Schleswig hat festgestellt,
dass ein gegen den Piraten ver-
hängter Ordnungsruf nicht hätte
erfolgen dürfen. Die Entscheidung
fiel mit 6:1 Richterstimmen.
Fraktionschef Breyer sah in ei-

ner Plenarsitzung im Dezember
2016, bei der es um die ergän-
zende Besetzung des Landesrech-
nungshofes ging, seine parlamen-
tarischen Rechte beschnitten.
Streitpunkt war die Auslegung der
parlamentarischen Geschäftsord-
nung. Breyer wollte sein Abstim-
mungsverhalten in einem zugege-
benermaßen über ein Kurzstate-
ment hinausgehenden persönli-
chen Wortbeitrag begründen.
Schlie unterstellte ihm, er würde
entgegen der Vereinbarung im Äl-
testenrat zur Sache sprechen und
reagierte mit einem Ordnungsruf.
Breyer nannte die Maßregelung
einen »Maulkorb«, der gegen ihn
verhängt wurde. Der Abgeordne-
te, selbst Jurist, erbost: »Ich lasse
mir den Mund nicht verbieten!«
Nach einem gescheitertem Ein-
spruch gegen den Ordnungsruf
klagte er – ein in der schleswig-
holsteinischen Parlamentsge-
schichte bislang einmaliger Vor-
gang.
Die Piraten hatten sich in der

fraglichen Landtagssitzung als
einzige Fraktion gegen eine unter
den anderen Parteien ausgehan-
delte Stellenbesetzung beim Lan-
desrechnungshof gewandt, für die
es keine öffentliche Stellenaus-
schreibung gegeben hatte. Sie
sprachen in diesem Zusammen-
hang von »Postenschacherei«, bei
der es nicht um Eignung und Qua-
lifikation gehe. Breyer hält fest:
»Spitzenjobs bei Landesrech-
nungshof und Landesverfassungs-
gericht dürfen keine aufzuteilende
Beute der Parteien sein, denn sie
sollen Regierung und Parlament
gerade kontrollieren.«
Im Februar hatte Schlie in der

Landtagsdebatte um die Beset-
zung des Landesverfassungsge-
richts Breyer das Wort entzogen.
Dessen diesbezügliche Klage wur-
de vom höchsten Gericht des Lan-
des noch nicht entschieden.
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Gewerkschaft:
West-Grenze in NRW
fast unbewacht
Aachen. Die Bundespolizei über-
wacht nach Gewerkschaftsanga-
ben mangels Personal kaum noch
die Grenze im Westen Nordrhein-
Westfalens. Von den etwas mehr
als 300 Stellen der zuständigen
Dienststelle in Aachen sei nur et-
wa die Hälfte besetzt, sagte der
Vorstand der Gewerkschaft der
Polizei für die Bundespolizei, Arnd
Krummen, am Donnerstag. Bun-
desweit sei die Situation nirgend-
wo so extrem wie in Aachen. »Die
Präventionsarbeit an der Grenze
können wir so gut wie nicht mehr
wahrnehmen«, sagte der Gewerk-
schafter. Kriminelle Banden
könnten etwa bei den Wohnungs-
einbrüchen oder Waffenhandel
ungehindert agieren. Die »Rhei-
nische Post« hatte zuvor berich-
tet. Zudem sei ein Teil der Aa-
chener Polizisten wegen Flücht-
lings-Aufgaben an die österreichi-
sche Grenze abgeordnet, obwohl
sich die Lage dort entschärft ha-
be. Das verbleibende Personal in
Aachen sei mit Aufgaben im Zu-
sammenhang mit Migration so gut
wie ausgelastet. Die Aachener
Bundespolizei ist zuständig für
knapp 200 Kilometer Grenze zu
Deutschland und Belgien mit über
30 Grenzübergängen und zwei
Autobahnen. dpa/nd
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300 Euro monatlich will Meck-
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mangel auf dem Land bekämp-
fen. Der Zuschuss soll ab dem
kommenden Wintersemester ge-
währt werden, wie ein Sprecher
von Gesundheitsminister Harry
Glawe (CDU) am Donnerstag in
Schwerin sagte. Voraussetzung
sei, dass sie sich verpflichten,
nach ihrem Studium im ländli-
chen Raum als Hausarzt, Fach-
arzt oder im öffentlichen Gesund-
heitsdienst zu arbeiten. Das Mi-
nisterium will für das Stipendi-
enprogramm in den nächsten fünf
Jahren eine Million Euro zur Ver-
fügung stellen. Zuerst hatte der
NDR berichtet. Ob die Studenten
Sanktionen fürchten müssen,
wenn sie sich am Ende doch an-
ders entscheiden, ist laut NDR
noch offen. dpa/nd
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Schwerin. Gähnende Leere auf
den Ministerbänken im Schweri-
ner Landtag hat am Donnerstag
für eine unplanmäßige Mittags-
pause der Abgeordneten gesorgt.
Als Bildungsministerin Birgit
Hesse (SPD) im Parlament zum
Niederdeutsch-Antrag der AfD
sprach, war keiner ihrer Kabi-
nettskollegen mehr im Saal. Da-
raufhin forderte Parlaments-Vi-
zepräsidentin Beate Schlupp die
Regierungsmitglieder auf, unver-
züglich ihre Plätze einzunehmen.
Ohne Erfolg. Nach einer Bera-
tung des Ältestenrats wurde da-
raufhin die Sitzung für knapp ei-
ne Stunde unterbrochen. Am
Vormittag hatte der Landtag be-
schlossen, dass In Mecklenburg-
Vorpommern bis zum 30. Jah-
restag des Mauerfalls ein Ge-
dächtnisort für die friedliche Re-
volution in der DDR entstehen
soll. dpa/nd

Kontrollen gegen Nutzung
von Handys am Lenkrad
München. Bayerns Verkehrsmi-
nister Joachim Herrmann hat
strengere Kontrollen gegen Ab-
lenkung im Straßenverkehr an-
gekündigt. Im Mai sollten Poli-
zisten schwerpunktmäßig darauf
achten, ob jemand etwa am Steu-
er per Handy seine Emails abrufe
oder eine SMS tippe. »Auch wenn
sich das nachträglich oftmals
nicht mehr nachweisen lässt: Wir
gehen bei vielen Verkehrsunfäl-
len davon aus, dass die Fahrer ab-
gelenkt waren, beispielsweise
durch ein Smartphone« sagte
Herrmann. dpa/nd

RANDGESCHEHEN DER WOCHE

Westerwälder darf nicht
James Bond heißen
Koblenz. Ein Westerwälder ist mit
seiner Klage für die Änderung seines
Namens auf »James Bond« geschei-
tert – das Verwaltungsgericht Kob-
lenz wies sie ab. Er hatte die Na-
mensänderung zuvor vergeblich bei
seiner Verbandsgemeinde Bad Ma-
rienberg beantragt. Daraufhin erhob
er Klage: Mehrere Ärzte hätten die
Namensänderung befürwortet. Das
Gericht urteilte dagegen, eine Än-

derung des Vor- und Familienna-
mens in James Bond wegen ange-
führter familiärer Probleme sei nicht
gerechtfertigt. Der Kläger habe nicht
nachvollziehbar erklärt, dass der Fa-
milienkrach mit einem anderen Na-
men beigelegt werden könnte.
dpa/nd

Ganz wichtig: Immer schön
mit Licht am Rad fahren!
Hamm. Ein gesuchter Räuber ist ohne
Licht am Rad von der Polizei gestoppt

und direkt ins Gefängnis gebracht
worden. Der 28-Jährige war wegen
schweren Raubes zu über drei Jahren
Haft verurteilt worden, wie die Poli-
zei in Hamm (NRW) mitteilte. Zum
Haftantritt erschien er jedoch nicht
und wurde seitdem per Haftbefehl ge-
sucht. Als die Beamten den Radler in
dieser Woche abends wegen des feh-
lenden Lichts kontrollierten, erkann-
ten sie den Verurteilten und brachten
ihn hinter Gitter. Ob der Mann nun
auch wegen Radfahrens ohne Licht
belangt wird, blieb offen. dpa/nd

Ein wahrer Meister
des Versteckspiels
Kaiserslautern. Beim Versteckspiel an
seinem Geburtstag hat ein Vierjähri-
ger einen Polizeieinsatz ausgelöst. Der
Junge hat sich laut Polizei imHaus der
Familie im pfälzischen Enkenbach-Al-
senborn perfekt versteckt und auf Ru-
fe der Eltern nichtmehr reagiert. Nach
einer halben Stunde alarmierten die-
se die Polizei. Als die Beamten ein-
trafen, aß der Kleine jedoch mit der
Familie Geburtstagskuchen. dpa/nd

Mindestdistanz
bei Windparks
bleibt
Schwerin. Der Bau weiterer
Windparks wird in Mecklenburg-
Vorpommern nicht durch stren-
gere Abstandsregeln einge-
schränkt. Die AfD fand am Don-
nerstag im Landtag in Schwerin
für ihre Forderung keine Unter-
stützung, den Mindestabstand
zwischen sogenannten Windeig-
nungsgebieten von 2,5 auf fünf
Kilometer zu verdoppeln und da-
mit »die Verspargelung der Land-
schaft« zu mindern.
Eine solche Vorgabe würde den

Ausbau der Windkraftnutzung im
Nordosten nahezu unmöglich ma-
chen und den Erfolg der Energie-
wende gefährden, sagte Energie-
minister Christian Pegel (SPD).
»Die Energiewende aber ist be-
schlossene Sache und die große
Mehrheit in Deutschland steht
hinter dieser Entscheidung«, be-
tonte der Minister. Die entschei-
denden Ziele seien dabei der Aus-
stieg aus der Kernkraft-Nutzung
und ein wirksamer Klimaschutz
durch schrittweisen Verzicht auf
Kohlekraftwerke.
Nach Pegels Angaben gelten

die Abstände von 2,5 Kilometern
als Empfehlung. Die Entschei-
dungen würden aber jeweils in
den vier regionalen Planungsver-
bänden getroffen. dpa/nd


